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Von Jürgen Peters

Der Autor ist 2. Vorsitzender der IG Metall.

„Gute Arbeit“ als 

. Erwerbsarbeit zu fördern, zu er-

halten und zu gestalten, war seit je-

her Kernaufgabe der Gewerkschaf-

ten. Auf der Agenda kam der Ge-

staltung der Arbeit in den letzten

Jahrzehnten dabei ein unterschied-

lich hoher Stellenwert zu. Während

sich Anfang der 70er Jahre die von

den Gewerkschaften ausgehende In-

itiative für eine „Humanisierung der

Arbeitswelt“ zu einem umfassenden

gesellschaftlichen Projekt entwickel-

te – mit einer Infrastruktur aus ge-

werkschaftlich organisierten und

staatlich geförderten Projekten und

einem Netz an Beratungs- und Ko-

operationsstellen – wurden ab Ende

der 70er Jahre ergänzende, harte

Themen, wie Beschäftigungssiche-

rung und Arbeitszeitverkürzung, in

den 90er Jahren auch die Abwehr

von Tarif- und Sozialabbau bedeu-

tender.

Obwohl das „goldene Zeitalter“

des Nachkriegskapitalismus bereits

in den 80er Jahren seinen Höhe-

punkt überschritten hatte, wurden in

der Industrie- und Arbeitssoziologie

teilweise noch große Hoffnungen

auf die „neuen Produktionskonzep-

te“ und „systemischen Rationalisie-

rungsstrategien“ gesetzt. Mit einer

partizipativen Rationalisierung soll-

ten eine effiziente Rationalisierung
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Die Hoffnung, dass der technische Fortschritt automatisch zu einer Humanisierung

der Arbeitswelt führen würde, hat sich nicht bewahrheitet. Neue Risiken zeichnen

sich ab. Wenn zu viel dem Markt überlassen wird, bleibt die soziale Nachhaltigkeit

auf der Strecke.
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und eine Humanisierung zugleich

erreicht werden. Ende der 90er Jah-

re mussten aber auch ehemals opti-

mistische Sozialwissenschaftler eine

ungleichzeitige Entwicklung und in

Teilbereichen einen Rollback kon-

statieren. So hat der Göttinger In-

dustriesoziologe Michael Schumann

festgestellt, dass in der Industrie 

die Wiedereinführung konventionel-

ler Technik- und Organisationsge-

staltung zu beobachten war. Fort-

schrittliche Konzepte, so sein Fazit,

würden wieder zurückgenommen.

Gegenwärtig sind wir mit unter-

schiedlichen Entwicklungen kon-

frontiert. Einerseits gibt es Tenden-

zen einer Re-Taylorisierung von Ar-

beit – kurze Arbeitstakte und mono-

tone Arbeitsvorgänge mit traditio-

nellen Gefährdungen kehren zurück.

Das DaimlerChrysler-Werk in Ra-

statt ist dafür nicht das einzige Bei-

spiel. Andererseits nimmt der Anteil

qualifizierter Tätigkeiten mit hoher

Verantwortung und wachsender Au-

tonomie zu, gleichzeitig aber auch

der Druck und die Befürchtungen,

die Arbeit nicht mehr bewältigen zu

können. Hieraus erwachsen neue

Gefährdungslagen.

Die Zahl prekärer Arbeitsverhält-

nisse nimmt ebenfalls zu. Befristete

Arbeit und Leiharbeit sind mit

wachsenden Problempotenzialen ver-

bunden. So ist das Gesundheitsrisiko

der betroffenen Arbeitnehmer nach-

weislich höher. Die Zunahme dieser

Arbeitsverhältnisse hat auch negati-

ve Rückwirkungen auf die Arbeits-

standards der Stammbelegschaften.

Zusätzlicher Handlungsdruck ent-

steht durch die demografischen Ver-

änderungen. In manchen Großbe-

trieben steigt der Altersdurchschnitt

stetig an, während jedes zweite Un-

ternehmen nach Untersuchungen des

Institutes für Arbeitsmarkt- und Be-

rufsforschung mittlerweile nieman-

den mehr beschäftigt, der älter als

50 Jahre ist. All dies belegt einen er-

heblichen Handlungsbedarf. 

Eine wichtige Triebkraft dieser

Trends ist das Shareholder-Value-

Prinzip, dem sich viele Unternehmen

in zunehmendem Maße unterord-

nen. Kurzfristige Aktionärsinteres-

sen bestimmen immer mehr die

Unternehmenspolitik. Eine Ökono-

mie der kurzen Fristen prägt die

neue Maßlosigkeit in den Unterneh-

men – mit vielen negativen Folgen

für die Arbeitsbedingungen. Investi-

tionen in das Humankapital, die

notwendigerweise an einem langen

Zeithorizont ausgerichtet sein müs-

sen, werden zugunsten einer kurz-

sichtigen Kurspflege zurückgestellt

oder aufgegeben. Die soziale Nach-

haltigkeit in der Personal- und Un-

ternehmenspolitik bleibt dabei häu-

fig auf der Strecke.

Wen wundert es da, wenn eine

neue Studie der Unternehmensbera-

tung Gallup feststellt, dass 84 Pro-

zent der Arbeitnehmer in Deutsch-

land lediglich Dienst nach Vorschrift

machen, 15 Prozent sogar „aktiv

unengagiert“ sind? Gallup führt dies

vor allem auf schlechtes Manage-

ment zurück. Der gesamtwirtschaft-

liche Schaden ließe sich mit über 200

Milliarden Euro veranschlagen – das

entspricht fast dem gesamten Bun-

deshaushalt 2001. 

Was können wir als
Gewerkschaften tun? 

Wir brauchen eine neue Offensive

für eine humane Gestaltung der Ar-

beit in den Betrieben. Nicht der

Markt oder der Termin, sondern der

Mensch muss im Mittelpunkt ste-

hen. Nur dann können wir der Ar-

beit wieder ein gesundes Maß geben.

Die Zeitpolitik und die Sozialpolitik

bekommen in diesem Zusammen-

hang einen wachsenden Stellenwert.

Tarifpolitisch können wir an Ge-

staltungsansätze anknüpfen, die es

Zukunftsaufgabe

Z
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im Lichte der qualitativ neuen Ent-

wicklungen weiter auszubauen gilt.

In den 70er und 80er Jahren war

„Werktage müssen besser werden“

ein Motto qualitativer Tarifpolitik,

bei der es um eine Humanisierung

der Arbeit ging. Anfang der 90er

Jahre haben wir mit dem Konzept

„Tarifreform 2000“ versucht, einen

Gestaltungsrahmen für die Indus-

triearbeit der Zukunft zu entwi-

ckeln. Mit dem Begriff „gute Ar-

beit“ wollen wir heute eine Erwerbs-

arbeit beschreiben, die die Bedürf-

nisse der Menschen ernst nimmt und

die Nachhaltigkeit der Leistungsfä-

higkeit in den Mittelpunkt stellt. Zu-

gleich muss eine solche Vorstellung

zentrale Widersprüche der Sharehol-

der-Value-Ökonomie und der zuneh-

menden Vermarktlichung des Einzel-

nen aufgreifen.

Eine solche konkrete Utopie kann

auch heute, in einer Zeit, in der die

Bedingungen nicht einfacher gewor-

den sind, eine starke Ausstrahlungs-

kraft entwickeln. „Gute Arbeit“ muss

als ein Reformkonzept für eine mo-

derne, humane Arbeitswelt angelegt

werden, das alle Handlungsfelder

gewerkschaftlicher Politik integriert.

„Gute Arbeit“ muss unsere Vorstel-

lungen einer zukunftsfähigen Arbeits-

und Leistungsgestaltung, eines prä-

ventiven und nachhaltigen Arbeits-

und Gesundheitsschutzes, einer allen

zugänglichen Weiterbildungskultur

und einer Arbeitszeitgestaltung, die

den Wünschen der Beschäftigten ent-

spricht, bündeln. Eine solche Vision

muss die Beteiligungswünsche der

Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer aufgreifen und durch Beteili-

gungsrechte unterstützen. „Gute Ar-

beit“ verlangt auch transparente Re-

gelungen zur Eingruppierung und

Entgeltdifferenzierung, die den heu-

tigen Arbeitsanforderungen in den

unterschiedlichsten Tätigkeiten ge-

recht werden und Aufstiegschancen

für alle Beschäftigtengruppen bieten.

Wir verstehen unsere Schritte hin

zu gemeinsamen Entgeltrahmenta-

rifverträgen und die arbeitszeitpoliti-

sche Initiative, die wir im letzten

Jahr gestartet haben, als Beitrag zur

Schaffung von Rahmenbedingungen

für „gute Arbeit“. In allen Tarifge-

bieten der Metall- und Elektroindus-

trie und in einigen weiteren wichti-

gen Branchen stehen wir in Ver-

handlungen über die Reform der

Entgelt- und Leistungsbestimmun-

gen. Die Ergebnisse werden die heu-

te bestehenden Tarifnormen weitrei-

chend verändern.

Dabei geht es nicht nur um die

Aufhebung der überkommenen Tren-

nung von Arbeitern und Angestell-

ten bei der Entgelt- und Leistungsge-

staltung oder einen technokratisch-

arithmetischen Akt der Überführung

von Lohn und Gehalt in ein Entgelt-

system – es geht darum, im Rah-

men einer vollständigen Erneuerung

des Entgeltsystems unsere Vorstel-

lung von „guter Arbeit“ in verschie-

denen tarifpolitischen Handlungsfel-

der umzusetzen. Dieses Projekt kann

aus den gegenwärtig prägenden pro-

duktivitäts- und wettbewerbsfördern-

den Impulsen durchaus Bewegungs-

energie beziehen, wird diese aber

nicht zum zentralen Bewertungskri-

terium erheben. 

Mit der Forderung nach „guter

Arbeit“ bringen wir die wesentlichen

Elemente des Arbeitsalltags, also Ar-

beitsgestaltung, Leistung, Qualifizie-

rung, Entgelt und Arbeitszeit, in den

strategischen Zusammenhang, den

sie auch tatsächlich haben. Jedes Ar-

beitsverhältnis, jede Tätigkeit be-

trieblicher Interessenvertretungen be-

zieht sich auf die Gesamtheit dieser

Elemente und stellt sie in Bezug zu-

einander. Das Projekt „Gute Arbeit“

eröffnet auch neue Räume für die

Diskussion, wie wir arbeiten und le-

ben wollen.

Was kann die Politik tun?

Wenn es um die Chancen für eine

neue Initiative zur Verbesserung der

Qualität der Arbeit geht, kann das

europäische Projekt „Qualität der

Arbeit“ wichtige Ansatzpunkte bie-

ten. Die EU-Kommission hat im letz-

ten Jahr eine Strategie für die Ge-

sundheit und Sicherheit am Arbeits-

platz für den Zeitraum 2002 bis

2006 beschlossen. Ausgangspunkt

ist ein umfassendes Konzept des

Wohlbefindens bei der Arbeit. Den

neuen Belastungen in der Arbeits-

welt, vor allem den psychosozialen

Risiken, wird darin eine hohe Be-

deutung beigemessen. Wenn wir an

diesen Ansatz anknüpfen, verbinden

wir damit zwei Voraussetzungen:

Erstens: Die „Qualität der Arbeit“

darf nicht an kurzfristigen Kosten-

und Nutzenkalkülen gemessen und

nur betriebswirtschaftlich gesehen

werden. Und zweitens: Die Bewälti-

gung der damit einhergehenden Her-

ausforderungen verlangt nach einem

umfassenden Präventionsansatz. Das

Anliegen des Arbeits- und Gesund-

heitsschutzes muss mit Fragen der

Qualifikation, der Beschäftigungsfä-

higkeit, der Forschung und Innova-

tion verknüpft werden.

Neben Forschungsansätzen aus

dem Bundesministerium für Bildung

und Forschung zur Zukunft und Qua-

lität der Arbeit wurde von dem ehe-

Z

»Wir müssen die Widersprüche der Share-

holder-Value-Ökonomie und der zunehmenden

Vermarktlichung des Einzelnen aufgreifen.«
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Wo kann ich mich informieren?

Egal ob Job-Angst, Maus-Arm oder Stress – unter der

Internetadresse www.igmetall.de/gesundheit bietet die

IG Metall eine große Auswahl an praktischen Broschü-

ren zur Gesundheitspolitik oder einzelnen Gefahren-

quellen an. Ein Teil davon steht zum kostenlosen

Download bereit.
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maligen Bundesarbeitsminister Wal-

ter Riester der europäische Impuls

zu einem breiten Präventionsansatz

in der „Initiative Neue Qualität der

Arbeit“ (INQA) aufgegriffen. Die IG

Metall hat diese Initiative von Be-

ginn an begrüßt und an ihrer Ausge-

staltung mitgewirkt. Wir halten die-

se Initiative auch deshalb für erfor-

derlich, weil nach wie vor ernste De-

fizite bei der Umsetzung der großen

Arbeitsschutzreform der 90er Jahre

bestehen. Ganzheitliche Ansätze in

der Erfassung des heutigen Belas-

tungsspektrums sowie die Gestal-

tungsinitiativen für humane Arbeits-

bedingungen sind längst noch nicht

allgemeine Praxis, obwohl das Ar-

beitsschutzgesetz von 1996 diese

verbindlich vorsieht. 

INQA hat bereits erste Effekte er-

zielt. Mit der Gemeinschaftsinitiative

„Gemeinsam gegen Stress“ konnten

wir sichtbar machen, dass arbeitsbe-

dingte Stressbelastungen heute vor-

rangig bekämpft werden müssen. Die

Initiative unterstützt unsere IG Me-

tall-Aktionen „Tatort Betrieb: Psy-

chische Belastungen – Terror für die

Seele“. Wir streben aber auch an, bei

der Prävention arbeitsbedingter Er-

krankungen, aktuell vor allem des

Muskel- und Skelett-Apparates, ge-

meinsame Ziele und Strategien zu

vereinbaren. Mit kurzfristig bereitge-

stellten Fördermitteln konnten erste

Projekte zur Prävention und zum Ge-

sundheitsschutz eingeleitet werden.

Die Koalitionsvereinbarung vom

Oktober 2002 kündigte eine Erweite-

rung von INQA an. Ob über das Jahr

2003 hinaus erweiterte Ressourcen

und verbindlichere Zielsetzungen für

die Initiative und insbesondere für

weitere Gemeinschaftsinitiativen er-

reicht werden können, ist noch offen.

Die politischen Rahmenbedingungen

sind im neu gebildeten Ministerium

für Wirtschaft und Arbeit schwieriger

geworden. Auf der arbeitspolitischen

Konferenz im November 2002 in

Dortmund hat die IG Metall gefor-

dert, diese Initiative als strategische

Zukunftsinvestition mit 40 Millionen

Euro pro Jahr auszustatten, um eine

tatsächliche Prävention und Humani-

sierungsinitiative starten zu können,

die im Übrigen auch Entlastungsef-

fekte für die Krankenversicherungen

bewirken würde.

Dies ist nur eine Facette einer

möglichen politischen Unterstützung

durch die Bundesregierung, die die

betrieblichen Handlungsbedingun-

gen verbessern könnte. Denn das auf

der europäischen Rechtsetzung be-

ruhende neue deutsche Arbeits-

schutzrecht bietet für menschenge-

rechte Arbeitsgestaltung und Stär-

kung der Prävention eine verbesserte

Basis und wirkungsvolle Instrumen-

te. Dieser neue Handlungsspielraum

ist allerdings bislang nicht genügend

genutzt worden, unter anderem weil

eine wirkungsvolle staatliche Kon-

trolle und Unterstützung bei der

Umsetzung des neuen Arbeitsschutz-

rechtes ausblieb.

Das IG-Metall-Projekt
„Gute Arbeit“ 

Der Vorstand der IG Metall hat im

April 2003 den Start eines Projektes

„Gute Arbeit“ beschlossen, um sich

den beschriebenen Herausforderun-

gen zu stellen. Das Projekt verfolgt

mehrere Ziele: So soll eine neue In-

itiative zur Verbesserung der Qua-

lität der Arbeit auf den Weg ge-

bracht werden. Innergewerkschaft-

lich wird es darum gehen, die Auf-

gabe der humanen Arbeitsgestaltung

in der Betriebs- und Tarifpolitik auf-

zuwerten. Sozialpolitisch kann ins-

besondere in der Auseinanderset-

zung um eine Gesundheitsreform die

Bedeutung der Prävention als Kern-

aufgabe unterstrichen werden. Dar-

aus werden wir konkrete Ansprüche

und politische Forderungen an die

Bundesregierung entwickeln, auch

um INQA zu einer wirksamen po-

litischen Humanisierungs- und Prä-

ventionsinitiative zu machen.

Das Projekt wird die zentralen

Handlungsfelder der IG Metall, die

Tarif-, die Betriebs- sowie die Sozial-

politik einbeziehen. „Gute Arbeit“

wird sich nur mit weiterentwickel-

ten Tarifverträgen, aber nicht allein

durch Tarifverträge erreichen lassen.

Tarifverträge haben das Ziel, ein-

klagbare Mindestbedingungen zu si-

chern und Gestaltungsimpulse zu

setzen. Notwendig ist aber die be-

gleitende Entfaltung betrieblicher

Gestaltungsmacht der Belegschaften

und Betriebsräte. Sie müssen sich auf

geltende und neue gesetzliche Rech-

te und Instrumente auch im Gesund-

heitsschutz stützen können. Wir

brauchen eine neue gesellschaftliche

Debatte über eine Arbeit, in deren

Mittelpunkt wieder der Mensch und

seine Bedürfnisse stehen, nicht allein

die Ökonomie. Chancen für eine

Aufwertung gewerkschaftlicher Ar-

beitspolitik sind vorhanden, die IG

Metall wird sie nutzen. .
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